
Durch das sich ausbreitende Coronavirus ist nicht nur die Gesundheit der Menschen betroffen. 
Mittlerweile wirkt sich die fortschreitende Infektion auch auf die Wirtschaft aus. Kurzarbeitergeld 
kann eine Möglichkeit sein, diese Folgen abzufedern. 

Absagen von Messen und anderen Großveranstaltungen sind in fast allen Bundesländern an der 
Tagesordnung. Die Arbeitgeber wie z.B. die der Metall- und Elektroindustrie befürchten, dass es wegen des 
Coronavirus zu drastischen wirtschaftlichen Einbußen kommen könnte. Die Branchen sind hier 
unterschiedlich betroffen, je nach Abhängigkeit von Vorleistungsgütern aus den am stärksten betroffenen 
Ländern und Regionen. 

Die Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft sind nach bisherigen Erkenntnissen schwer abzuschätzen. 
Deshalb wird von verschiedenen Seiten gefordert, durch eine Erleichterung des Bezugs von 
Kurzarbeitergeld Vorsorge dagegen zu treffen, dass es bedingt durch die Auswirkung der weltweiten 
Corona-Infektionen zu Arbeitsausfällen und damit verbunden zum Arbeitsplatzabbau kommt.  

Wann kann Kurzarbeitergeld beantragt werden? 
Der Anspruch auf Kurzarbeitergeld muss grundsätzlich auf einem unabwendbaren Ereignis oder auf 
wirtschaftlichen Gründen beruhen (§ 96 SGB III). Dies trifft etwa dann zu, wenn Lieferungen ausbleiben 
und die Produktion eingeschränkt werden muss. Ein unabwendbares Ereignis liegt auch dann vor, wenn 
etwa durch staatliche Schutzmaßnahmen Betriebe geschlossen werden. Ob die Voraussetzungen für die 
Gewährung des Kurzarbeitergeldes vorliegen, entscheidet die zuständige Agentur für Arbeit.  

Bundesagentur für Arbeit: Kurzarbeitergeld wegen 
Coronavirus grundsätzlich möglich 
Die Bundesagentur für Arbeit hat in Veröffentlichungen vom 28. Februar 2020 und 2. März 2020 
mitgeteilt, dass Unternehmen, die aufgrund der weltweiten Krankheitsfälle durch das Coronavirus 
Kurzarbeit anordnen und es dadurch zu Entgeltausfällen kommt, Kurzarbeitergeld erhalten können. Diese 
Leistung muss vom Arbeitgeber beantragt werden. 

Voraussetzung für den Bezug von Kurzarbeitergeld 
Voraussetzung für den Bezug von Kurzarbeitergeld ist, dass die üblichen Arbeitszeiten vorübergehend 
wesentlich verringert sind. Das kann zum Beispiel der Fall sein, wenn aufgrund des Coronavirus 
Lieferungen ausbleiben und dadurch die Arbeitszeit verringert werden muss oder staatliche 
Schutzmaßnahmen dafür sorgen, dass der Betrieb vorübergehend geschlossen wird. 

Grundsätzlich ist das Ziel von Kurzarbeit, dass Beschäftigte vorübergehend weniger Stunden leisten, um 
nicht gekündigt zu werden. Die Arbeitslosenversicherung zahlt bis zu zwei Drittel des Verdienstausfalls. 

Beschluss des Koalitionsausschusses vom 8. März 2020 
CDU, CSU und SPD haben im Koalitionsausschuss am 8. März 2020 erleichterte Voraussetzungen für die 
Gewährung von Kurzarbeitergeld vereinbart. Mit den erleichterten Voraussetzungen soll die Gewähr dafür 
geschaffen werden, dass durch die Corona-Krise möglichst kein Unternehmen in Deutschland in die 
Insolvenz gerät und ein Arbeitsplatzverlust vermieden wird. Deshalb sollen in das SGB III befristet bis zum 
Jahre 2021 geltende Verordnungsermächtigungen eingeführt werden, mit denen die Bundesregierung die 
Voraussetzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld absenken und die Leistungen wie folgt erweitern 
kann.  

· Absenken des Quorums der im Betrieb Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall betroffen sein 
müssen, auf bis zu 10 Prozent. Zum Hintergrund: Aktuell müssen mindestens 1/3 der Belegschaft 



von Arbeitszeitreduzierungen betroffen sein, bevor Kurzarbeitergeld gewährt wird (§ 96 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 SGB III). 

· Teilweise oder vollständiger Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden. Zum 
Hintergrund: Aktuell müssen in Betrieben, in denen Vereinbarungen zu Arbeitszeitschwankungen 
bestehen, diese zur Vermeidung von Kurzarbeit einsetzen (§  § 96 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 SGB III). 

· Ermöglichung des Kurzarbeitergeldbezugs auch für Leiharbeitnehmer. Zum Hintergrund: 
Leiharbeitnehmer haben bislang keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld (§ 11 Abs. 4 Satz 2 AÜG). 

· Vollständige Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge durch die Bundesagentur für 
Arbeit. Zum Hintergrund: Aktuell hat der Arbeitgeber während des Bezugs des Kurzarbeitergeldes 
die Sozialversicherungsbeiträge weiter zu bezahlen.  

Die in Aussicht genommenen Verordnungen sollen zunächst bis Ende 2020 befristet werden.  

Die gesetzliche Umsetzung durch das "Arbeit-von-
Morgen-Gesetz" 
Die gesetzliche Umsetzung der Beschlüsse des Koalitionsausschusses erfolgt durch das vom 
Bundeskabinett am 10. März 2020 beschlossene und vom Bundestag am 13. März 2020 verabschiedete 
"Arbeit-von-Morgen-Gesetz", dessen Titel amtlich "Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der 
Ausbildungsförderung" lautet.  

· Im Rahmen dieses Gesetzes (Art. 1 Nr. 17) wird in § 109 Abs. 5 SGB III die Bundesregierung 
ermächtigt, für den Fall außergewöhnlicher Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die im Koalitionsausschuss 
vereinbarten Erleichterungen bei der Kurzarbeit nach dem SGB III zu regeln.  

· Eine weitere Verordnungsermächtigung ist in Art. 5 Nr. 2 des Gesetzentwurfs normiert. Nach dem 
neuen § 11a AÜG kann die Bundesregierung für den Fall außergewöhnlicher Verhältnisse auf dem 
Arbeitsmarkt ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung befristet festlegen, dass 
auch Leiharbeitnehmer Kurzarbeitergeld erhalten können.  

Ausführliche Informationen zum "Arbeit-von-Morgen-Gesetz" erhalten Sie hier. 

Nach dem Gesetzentwurf ist Voraussetzung für das Tätigwerden im Verordnungswege eine krisenhafte 
Situation, die in Branchen oder Regionen übergreifend erhebliche Auswirkungen auf die Beschäftigung 
und den Arbeitsmarkt hat, auch wenn sie nicht den gesamten Arbeitsmarkt erfasst. Eine solche krisenhafte 
Situation kann sich im Extremfall unmittelbar aus einer hohen Anzahl an Erkrankungen oder 
Quarantänefällen unter den Beschäftigten ergeben. Sie kann aber auch als mittelbare Folge etwa durch die 
Absage verschiedener Messen und Großveranstaltungen oder durch ein stark eingeschränktes 
Reiseverhalten entstehen. Auch abreißende Lieferketten etwa aus dem Ausland oder ein Auftragseinbruch 
können zu konjunkturellen Krisensituationen führen. 

Wann tritt die Neuregelung zum Kurzarbeitergeld in 
Kraft? 
Die Bundesregierung will die gesetzlichen Maßnahmen und die entsprechende Verordnung noch in der 
ersten Aprilhälfte 2020 in Kraft setzen. 

Praxistipp: Die in Aussicht genommenen Änderungen beim Kurzarbeitergeld stellen für die Betriebe 
Erleichterungen und Leistungsverbesserung dar. In Anbetracht der begrenzten Dauer des 
Kurzarbeitergeldbezugs (max. zwölf Monate) kann es für Betriebe von Vorteil sein, den durch das 
Coronavirus bedingten Arbeitsausfall zunächst durch innerbetriebliche Maßnahmen (z. B. Reparatur- und 
Instandsetzungsarbeiten, Fort- und Weiterbildungen, Betriebsurlaub, Abbau von Überstunden) abzufangen 
und erst Mitte April 2020 einen Antrag auf Gewährungen von Kurzarbeitergeld zu stellen. 



 


